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Sonja Hoffmeister, Frankfurt a. M.*

Der Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung

Neuregelungen durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 2020 
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I  Einführung

Der Titel Fachkräfteeinwanderungsgesetz legt nahe, dass 
nur bereits ausgebildete Fachkräfte oder Hoch schul ab-
sol vent*innen von den neuen Regelungen profitieren 
können. Aus dem diesbezüglich eher missverständlichen 
Titel ergibt sich nicht, dass mit den Regelungen in § 16 
bis § 16f AufenthG auch Aufenthaltstitel erlangt werden 
können, um in Deutschland eine schulische oder betrieb-
liche Aus- oder Weiterbildung zu absolvieren oder ein 
Hochschulstudium aufzunehmen. § 16 AufenthG regelt 
nun nicht mehr nur das Studium, sondern auch über-
greifend den Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung. Es 
wird damit die Möglichkeit gegeben, in Deutschland zur 

Fachkraft zu werden. Neu ist, dass Ausbildung und Studi-
um als gleichwertig angesehen werden. Dies verdeutlicht, 
dass der Schwerpunkt der Fachkräfteeinwanderung auf 
der beruflich qualifizierten bzw. zu qualifizierenden Per-
son liegen soll.1 In diesem Artikel sollen die Neuregelun-
gen durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz (FEG) im 
Bereich der Bildungsmigration dargestellt und auf die zu 
erwartenden Schwierigkeiten aufgrund der zum Teil zu 
hohen Hürden hingewiesen werden. 

II  Grundsätze für die Bildungsmigration 

Dem Kapitel 2 Abschnitt 3 des Aufenthaltsgesetzes, der 
den Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung regelt, wur-
de mit dem FEG der neu formulierte § 16 AufenthG als 
Grundsatzparagraf vorangestellt. Dieser fasst die gesetz-
geberische Intention zusammen und soll das Ermessen 
der Behörden lenken. Der Zugang von ausländischen 
Personen zur Ausbildung gemäß § 16 S. 1 AufenthG soll 
neben der »allgemeinen Bildung und der internationa-
len Verständigung« auch der »Sicherung des Bedarfs 
des deutschen Arbeitsmarktes an Fachkräften« dienen. 
Daneben benennt § 16 S. 2 AufenthG die »Stärkung der 
wissenschaftlichen Beziehungen Deutschlands in der 
Welt« und die »internationale Entwicklung« als Ziele. In 
der Gesetzesbegründung wird der Bedarf des deutschen 
Arbeitsmarkts noch deutlicher hervorgehoben: Die Aus-
bildung und Qualifizierung von ausländischen Personen 
in Deutschland soll demzufolge nach erfolgreichem Ab-
schluss den Weg in die Erwerbstätigkeit in Deutschland 
bereiten und so der Fachkräftesicherung durch Personen 
dienen, die über einen deutschen Abschluss, vielfach gute 
Deutschkenntnisse und gesellschaftliche Integration ver-
fügen.2 Mit dieser Betonung des inländischen Fachkräfte-
bedarfs verlässt die gesetzliche Zielsetzung ausdrücklich 
den Pfad der Entwicklungshilfe und gibt – wenn auch wi-

* Die Verfasserin ist Fachanwältin für Migrationsrecht und als Rechts-
anwältin in Frankfurt und Altenstadt tätig. Sie kommentiert die bil-
dungsmigrationsrechtlichen Normen des AufenthG für die bevorste-
hende 3. Auflage von Huber/Mantel, AufenthG/AsylG (C. H. Beck). 

1 Entwurf eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes vom 13.3.2019, 
BT-Drs. 19/8285, S. 89.

2 Ebd.
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derwillig – zu, dass Deutschland ein Einwanderungsland 
ist. 

Dieser Widerwille macht sich bei einzelnen Paragrafen 
insoweit bemerkbar, dass zwar Möglichkeiten der Einrei-
se bestehen, diese aber so hohe Hürden aufweisen, dass 
sie nur von wenigen Drittstaatsangehörigen (d. h. Per-
sonen, die nicht Staatsangehörige der EU, der Schweiz 
sowie Island, Liechtenstein und Norwegen sind) über-
wunden werden können. Auffallend ist, dass in Zeiten 
des Fachkräftemangels der Erwägungsgrund Nr. 13 der 
REST-Richtlinie, wonach eine Abwanderung der fähigs-
ten Köpfe aus Schwellen- oder Entwicklungsländern nicht 
begünstigt werden soll, in den Hintergrund tritt.3 

III  Beschleunigtes Fachkräfteverfahren und 
zentrale Ausländerbehörden

Im Bereich der Bildungsmigration kann bei einer Aufent-
haltserlaubnis gemäß § 16a und § 16d AufenthG das be-
schleunigte Fachkräfteverfahren gemäß § 81a AufenthG 
beantragt werden.4 Danach haben Unternehmen und 
Fachkräfte aus Drittstaaten die Möglichkeit, das Einrei-
severfahren zu verkürzen. Gegen eine Zahlung in Höhe 
von derzeit 411 € können Unternehmen mit der ent-
sprechenden Vollmacht der betroffenen Fachkraft ein 
beschleunigtes Fachkräfteverfahren bei der zuständigen 
Ausländerbehörde beantragen, wenn ein konkretes Ar-
beitsplatzangebot vorliegt. 

Um die Zusammenarbeit mit den Auslandsvertretun-
gen zu erleichtern, sollen die Bundesländer jeweils min-
destens eine zentrale Ausländerbehörde einrichten, die 
unter anderem auch bei Visumanträgen zum Zweck der 
Ausbildung als Kontaktstelle dienen soll (§ 71 Abs. 1 S. 5 
AufenthG). Nach dem Gesetz sollen die zentralen Auslän-
derbehörden diese Funktion etwa bei Visumanträgen zu 
Zwecken nach den §§ 16a, 16d, 17 Abs. 1 AufenthG wahr-
nehmen.

3 Erwägungsgrund Nr. 13 der RL (EU) 2016/801 vom 11. Mai 2016 über 
die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaats-
angehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung 
eines Praktikums, zur Teilnahme an einem Freiwilligendienst, Schü-
leraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausübung 
einer Au-pair-Tätigkeit (sogenannte »REST-Richtlinie«); abrufbar 
bei asyl.net unter »Recht/Gesetzestexte«; vgl. zu den Neuregelungen 
durch das Richt li nien um setzungsgesetz: Christoph von Planta, Bil-
dungsmigration im Wandel, Asylmagazin 3/2019, S. 48 ff. 

4 Ausführlicher zu diesem Verfahren siehe Andreas Dippe, Einwande-
rung von Fachkräften – »Zuckerbrot und Peitsche« in den gesetzli-
chen Neuerungen ab März 2020, Asylmagazin 3/2020, S. 8. 

IV  Neuregelungen im Bereich Berufsausbil-
dung 

§ 16a AufenthG regelt die Erteilung einer Aufenthalts-
erlaubnis zum Zwecke der Berufsausbildung (früher in 
§ 16b AufenthG a. F. und § 17 AufenthG a. F.). Neu auf-
genommen wurden Vorschriften über die Aufenthalts-
erlaubnis zum Zweck der schulischen Berufsausbildung 
(1.), den Zweckwechsel (2.), eine Regelung zu den erfor-
derlichen Sprachkenntnissen bei einer qualifizierten Be-
rufsausbildung (3.) und die Möglichkeit der Suche nach 
einem neuen Ausbildungsplatz (4.). 

1  Gesetzlicher Aufenthaltstitel für schulische  
Berufsausbildung 

Das Gesetz unterscheidet zwischen der Ausbildung, der 
Weiterbildung und der qualifizierten Berufsausbildung. 
Auch wird ein Unterschied zwischen der betrieblichen 
und schulischen Berufsausbildung gemacht. Schulische 
Berufsausbildungen sind Ausbildungen in vorwiegend 
fachtheoretischer Form, die nach bundes- oder landes-
rechtlichen Regelungen zu einem staatlichen Berufsab-
schluss führen. Die schulische Berufsausbildung, wel-
che vorher als Unterkategorie des Schulbesuchs in § 16b 
AufenthG a. F. durch die AVwV-AufenthG5 näher kon-
kretisiert wurde, wird nun als eigenständiger gesetzlicher 
Regelungssachverhalt ausgestaltet. Im Gegensatz zu der 
Regelung des § 16b Abs. 1 AufenthG a. F., die eine Auf-
enthaltserlaubnis für den Schulbesuch nur in Ausnah-
mefällen zugelassen hat, kann nun gemäß § 16a Abs. 2 
AufenthG einer ausländischen Person eine Aufenthaltser-
laubnis zum Zweck der schulischen Berufsausbildung im 
Wege des Ermessens erteilt werden. 

2  Erleichterter Zweckwechsel während der Aus- und 
Weiterbildung 

Der Zweckwechsel nach einem Abbruch der Ausbildung 
oder bei deren erfolgloser Beendigung wurde durch das 
FEG erleichtert, ist aber weiterhin auf bestimmte Konstel-
lationen beschränkt. So ist nach § 16a Abs. 1 S. 2 AufenthG 
vor Abschluss der Ausbildung (bei Abbruch oder bei er-
folgloser Beendigung) der Zweckwechsel nur im Fall eines 
gesetzlichen Anspruchs auf einen Aufenthaltstitel oder zu 
einem der in der Vorschrift (abschließend) bezeichneten 
anderen Zwecke möglich. Genannt werden die qualifi-
zierte Berufsausbildung (§ 2 Abs. 12a AufenthG), die Be-
schäftigung als Fachkraft (§ 18a, § 18b Abs. 1 AufenthG) 
sowie die Beschäftigung mit ausgeprägten praktischen 
Berufskenntnissen nach § 19c Abs. 2 AufenthG. 

5 Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum AufenthG vom 26.10.2009, 
abrufbar bei asyl.net unter »Recht/Gesetzestexte«.
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3  Sprachkenntnisanforderung bei qualifizierter 
Berufsausbildung 

Gemäß § 16a Abs. 1 S. 3 AufenthG umfasst der Aufent-
haltszweck der betrieblichen qualifizierten Berufsaus-
bildung auch den Besuch eines Deutschsprachkurses 
zur Vorbereitung auf die Berufsausbildung. Diese Rege-
lung wurde neu eingeführt. Mit der Einbeziehung dieser 
Deutschsprachkurse in den Aufenthaltstitel zur Berufs-
ausbildung entfällt der bisher notwendige Aufenthalts-
zweckwechsel bei Kursaufnahme.6 

Mit §16a Abs. 3 S. 2 AufenthG wird eine Regelung zu 
den erforderlichen Sprachkenntnissen bei einer quali-
fizierten Berufsausbildung aufgenommen. Der Begriff 
der qualifizierten Beschäftigung wurde neu eingeführt, 
§ 2 Abs. 12b AufenthG. Es wird ein Nachweis über aus-
reichende deutsche Sprachkenntnisse (Niveau B1) ver-
langt, es sei denn, die für die konkrete qualifizierte Be-
rufsausbildung erforderlichen Sprachkenntnisse wurden 
durch die Bildungseinrichtung geprüft oder sollen durch 
einen vorbereitenden Deutschsprachkurs erst erworben 
werden. Gemäß Gesetzesbegründung können deutsche 
Sprachkenntnisse unterhalb des Niveaus B 1 beispielswei-
se genügen, wenn der Ausbildungsbetrieb bestätigt, dass 
die Sprachkenntnisse der antragsstellenden Person für die 
Absolvierung der qualifizierten Berufsausbildung ausrei-
chend sind.7

4  Neuer Aufenthaltstitel für Suche nach neuem  
Ausbildungsplatz

Mit § 16a Abs. 4 AufenthG wurde ein neuer Aufenthalts-
titel für Personen geschaffen, die ihre Ausbildung aus 
Gründen, die sie nicht zu vertreten hatten (etwa Schlie-
ßung des Betriebs der Ausbildungsstätte) nicht abschlie-
ßen konnten. Der auszubildenden Person ist hiernach für 
die Dauer von bis zu sechs Monaten die Möglichkeit zu 
geben, einen anderen Ausbildungsplatz zu suchen. 

 

5  Lebensunterhaltssicherung 

Gemäß § 2 Abs. 3 S. 5 AufenthG gilt der Lebensunterhalt 
für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16a 
AufenthG als gesichert, wenn ein Betrag in Höhe des 
BAföG-Förderungshöchstsatzes gemäß §§ 13, 13a BAföG 
zur Verfügung steht. Die aktuelle Höhe kann beispielswei-
se den Verfahrenshinweisen (VAB) der Berliner Einwan-
derungsbehörde entnommen werden.8

6 VAB Berlin Nr. 16a.1.3.
7 BT-Drs. 19/8285, S.89.
8 Landesamt für Einwanderung, Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in 

Berlin, Fassung vom 4.3.2020, VAB A 2, Nr. 2.3.5, abrufbar bei asyl.net 
unter »Recht/Gesetzestexte«.

Förderungssätze nach §§ 13, 13a BAföG   

Um die Anforderung der Lebensunterhaltssiche-
rung zu erfüllen, müssen Einkünfte erzielt wer-
den, die sich am BAföG-Förderungshöchstsatz 
orientieren. Dieser beträgt aktuell

•	 828 € monatlich für Auszubildende sowie Stu-
dierende an Hochschulen, Höheren Fachschu-
len und Akademien, 

•	 800 € monatlich bei Besuch von Fachschulen 
(im Anschluss an eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung), Abendgymnasien, Kollegs, allge-
meinbildenden Schulen und Sprachschulen.

Zu beachten sind u. a. die folgenden Sonderrege-
lungen: 

•	 Bei der Verlängerung von bestehenden Aufent-
haltstiteln kann nach den VAB Berlin bis zum 
30.9.2020 noch der alte Regelsatz von 720 € 
monatlich zugrunde gelegt werden.

•	 Die o. g. Beträge verringern sich um 270 € auf 
558 € bzw. 530 €, wenn die Auszubildenden bei 
den Eltern wohnen.

•	 Bei über 30-jährigen Studierenden können hö-
here Krankenversicherungskosten entstehen 
(veranschlagt sind hierfür 84 €), wodurch sich 
der Betrag um die tatsächlich zu zahlenden 
Krankenversicherungsbeiträge erhöht.

•	 Bei Personen, die einen Antrag auf einen Auf-
enthaltstitel nach § 16d, § 16 f Abs. 1 oder § 17 
AufenthG stellen, wird ein Aufschlag von 10 % 
auf die o. g. Beträge gefordert (siehe unten). 

6  Praktische Schwierigkeiten

a) Falsche Zielgruppe 

Für die Visumserteilung werden sowohl Sprachkenntnis-
se als auch der Nachweis der Lebensunterhaltssicherung 
benötigt. Für den Erwerb der Sprachkenntnisse wie auch 
für den Lebensunterhalt müssen die notwendigen Mittel 
vorhanden sein, was nur auf vergleichsweise wohlhaben-
de Menschen aus Drittstaaten zutrifft. Daher stellt sich die 
Frage, wer für die Regelung überhaupt infrage kommen 
soll: Viele, die diese Voraussetzungen erfüllen können, 
werden in ihren Herkunftsländern studiert haben und 
daher nur in Ausnahmefällen an einer Ausbildung inter-
essiert sein. Diejenigen, die sich aufgrund ihrer finanziel-
len Möglichkeiten ein Studium in ihrem Heimatland nicht 
leisten können, für die eine Ausbildung in Deutschland 
aber eine große Chance wäre, werden gar nicht erreicht. 

Sonja Hoffmeister: Der Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung
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b) Hohe Hürden 

Selbst wenn es einer drittstaatsangehörigen Person ge-
lingen sollte, ein gewisses Sprachniveau vorzuweisen 
und sich einen Ausbildungsplatz zu sichern, begegnet sie 
weiteren Hürden. Drittstaatsangehörige Auszubildende 
werden den Lebensunterhalt am Anfang der Ausbildung 
nicht allein vom Ausbildungsgehalt sichern können. Der 
auszubildende Betrieb wird es aber anderen Auszubilden-
den schwer vermitteln können, dass der neu eingereisten 
ausländischen auszubildenden Person mehr Lohn bei 
gleicher Leistung gezahlt wird. Zwar besteht die Mög-
lichkeit, neben der Absolvierung einer Ausbildung noch 
zehn Stunden wöchentlich zu arbeiten. Auch damit wird 
der Lebensunterhalt aber in den meisten Fällen nur knapp 
gesichert werden können und es ist zu befürchten, dass 
der Ausbildungserfolg gefährdet wird, weil die Zeit zum 
Lernen fehlt. Die meisten drittstaatsangehörigen Auszu-
bildenden werden den Lebensunterhalt nur mithilfe ihrer 
Familie sichern können. 

Muss noch ein Sprachkurs absolviert werden, gestaltet 
sich die finanzielle Situation sogar noch erheblich schwie-
riger, denn die auszubildende Person erhält weder ein 
Ausbildungsgehalt noch darf sie eine von der Berufsaus-
bildung unabhängige Beschäftigung bis zu zehn Stunden 
je Woche ausüben. In dieser Zeit muss sie ihren Lebens-
unterhalt also vollständig aus eigenen Mitteln sichern. 

Weitere Schwierigkeiten in der Praxis können sich 
daraus ergeben, dass die Teilnahme am Sprachkurs nur 
möglich ist, wenn der Ausbildungsvertrag unterschrieben 
wurde. Der potenzielle Ausbildungsbetrieb wird also ge-
zwungen, den Ausbildungsvertrag abzuschließen und alle 
weiteren Formalitäten zu erledigen, ohne zu wissen, ob 
überhaupt der gewünschte Spracherfolg erzielt wird und 
die auszubildende Person anschließend im Betrieb ein-
steigen kann.

V  Neuregelungen im Bereich Studium

§ 16b AufenthG entspricht im Wesentlichen dem bishe-
rigen § 16 AufenthG a. F., wurde jedoch an einigen Stel-
len sprachlich neu gefasst und gestrafft. Bezüglich der 
erforderlichen Sprachkenntnisse wird nun Bezug auf 
den konkreten Studiengang genommen. Gemäß § 16b 
Abs. 1 S. 4 AufenthG darf ein Nachweis über die für den 
konkreten Studiengang erforderlichen Kenntnisse der 
Ausbildungssprache nur verlangt werden, wenn diese 
Sprachkenntnisse weder bei der Zulassungsentscheidung 
geprüft worden sind noch durch die studienvorbereitende 
Maßnahme erworben werden sollen. Nach dieser klarstel-
lenden Regelung obliegt die Festlegung und Prüfung der 
Studienvoraussetzungen, inklusive der für den konkreten 
Studiengang erforderlichen Kenntnisse der Ausbildungs-
sprache, den Hochschulen. Nach der gesetzlichen Begrün-

dung9 reichen in der Regel mindestens Sprachkenntnisse 
auf dem Niveau B2 aus. Die Kenntnisse werden nicht 
auf die deutsche Sprache begrenzt. Es werden vielmehr 
Kenntnisse derjenigen Sprache gefordert, in welcher das 
Studium erfolgen soll.10 

VI  Maßnahmen zur Anerkennung auslän-
discher Berufsqualifikationen

Die Regelungen des § 17a AufenthG a. F. zu Maßnah-
men zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifika-
tionen werden im Wesentlichen übernommen und mit 
§ 16d AufenthG erweitert. Ein Schwerpunktanliegen des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes ist die Steigerung der 
Zuwanderung von Fachkräften in Ausbildungsberufen. 
Damit ausländische Ausbildungsabschlüsse die für eine 
Anerkennung erforderlichen Anforderungen erfüllen 
können, wird die Möglichkeit der Einreise und des Auf-
enthalts zu Qualifizierungsmaßnahmen mit dem Ziel der 
Feststellung der Gleichwertigkeit oder Erteilung der Be-
rufsausübungserlaubnis erweitert und praxistauglicher 
gestaltet. Nach der Feststellung der »teilweisen« Gleich-
wertigkeit eines ausländischen Abschlusses oder der Fest-
stellung von notwendigen Ausgleichsmaßnahmen bei 
reglementierten Berufen können Anpassungs- oder Aus-
gleichsmaßnahmen ergriffen werden.11  

1  Schwierigkeiten bei der Anerkennung auslän-
discher Berufsausbildungen 

Im Gegensatz zur Vergleichbarkeit von ausländischen 
Hochschulabschlüssen, die mithilfe der Datenbank 
ANABIN bzw. der individuellen Zeugnisprüfung bei der 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAP) er-
mittelt werden kann, begegnet die Anerkennung auslän-
discher Berufsausbildungen sehr großen Hürden. In den 
einzelnen Drittstaaten bestehen bestenfalls stark divergie-
rende Ausbildungssysteme,12 im ungünstigsten Fall gibt 
es gar kein Berufsausbildungssystem, welches mit dem 
deutschen dualen Ausbildungslehrwesen annähernd ver-
gleichbar ist. 

Bei vielen Berufen erwerben Personen aus Drittstaaten 
ihr Know-how oft nicht in formalen Ausbildungsgängen, 
sondern durch einen non-formalen Erwerb von Kompe-

9 BT-Drs. 19/8285, S. 90.
10 Marx, Fachkräfteeinwanderung, S. 54; von Diest, Neue Regelungen 

zur regulären Migration – das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts-
rechtlicher Richtlinien der EU zur Arbeitsmigration im Überblick, 
ZAR 2017, S. 251 ff. (253).

11 BT-Drs. 19/8285, S. 92.
12 Dippe, a. a. O. (Fn. 4), S. 7.
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tenzen, Erfahrungen und Wissen in Betrieben, in denen 
sie eingearbeitet werden bzw. arbeiten.13

Was die Möglichkeit der Zuwanderung betrifft, besteht 
erstens die Schwierigkeit, Personen aus Drittstaaten da-
rüber zu informieren, dass in Deutschland neben dem 
Studienabschluss und dem Arbeitszeugnis noch die Mög-
lichkeit des Erwerbs eines Berufsausbildungszeugnisses 
besteht. Eine zweite Schwierigkeit besteht darin, interes-
sierten Personen Informationen über das komplizierte 
und zeitintensive Anerkennungsverfahren zur Verfügung 
zu stellen und dabei zu begleiten, aus dem Ausland her-
aus dieses Verfahren durchzuführen. Mit dem FEG wur-
de daher die Zentrale Servicestelle Berufsanerkennung 
(ZSBA) eingerichtet. Sie soll das bestehende Beratungs-
angebot ergänzen und sich an Fachkräfte richten, die im 
Ausland leben und von dort den Antrag auf Anerkennung 
stellen.

2  Aufenthaltserlaubnis zur Anerkennung auslän-
discher Berufsqualifikationen

Es besteht die Möglichkeit, die Anerkennung einer im 
Ausland erworbenen Berufsqualifikation dadurch zu er-
reichen, dass in Deutschland eine Qualifizierungsmaß-
nahme, einschließlich der sich daran anschließenden 
Prüfungen durchgeführt wird. Für diese (Nach-) Qua-
lifizierung soll nach § 16d Abs. 1 AufenthG eine Auf-
enthaltserlaubnis erteilt werden. Voraussetzung für den 
Regelanspruch ist, dass die ausländische Person über 
der Qualifizierungsmaßnahme entsprechende deutsche 
Sprachkenntnisse verfügt, in der Regel sind dies mindes-
tens hinreichende Kenntnisse (Niveau A 2). Niedrigere 
Sprachkenntnisse können zum Beispiel ausreichend sein, 
wenn der weitere Spracherwerb Bestandteil der geplanten 
Maßnahmen ist.14 Maßgeblich sind die Mindestvoraus-
setzungen, die der Bildungsanbieter der geplanten Maß-
nahme voraussetzt.15 Gemäß § 16d Abs. 1 S. 3 AufenthG 
wird die Aufenthaltserlaubnis für bis zu 18 Monate erteilt 
und um längstens sechs Monate bis zu einer Höchstauf-
enthaltsdauer von zwei Jahren verlängert. 

3  Berechtigung zur Ausübung einer Beschäftigung 
während des Anerkennungsverfahrens

§ 16d Abs. 2 AufenthG ermöglicht die Ausübung einer 
zeitlich nicht eingeschränkten Beschäftigung, wenn diese 
im Zusammenhang mit den in der späteren Beschäftigung 
verlangten berufsfachlichen Kenntnissen steht. 

13 Bünte/Knödler, Einwanderungsgesetz: Plädoyer für weitere Ausdiffe-
renzierung, ZRP 2018, S. 102 ff. (106).

14 BT-Drs. 19/8285 S. 92.
15 Anwendungshinweise des BMI zum FEG (AH-FEG) Nr. 16d.1.2.1, 

asyl.net: M28102.

Das frühere Erfordernis des »engen« Zusammenhangs 
wird aufgegeben, um berufspraktischen Bedürfnissen bei-
spielsweise im medizinischen Bereich besser entsprechen 
zu können.16 Es gilt weiterhin, dass diese Beschäftigung 
keine Qualifizierungsmaßnahme darstellt, sondern nur 
ergänzend neben der Qualifizierungsmaßnahme ausge-
übt werden kann. So kann zum Beispiel eine drittstaats-
angehörige Person während eines für die Anerkennung 
als Krankenpfleger erforderlichen Sprachkurses als Alten-
pfle ge hel fer*in arbeiten.17 Voraussetzung für die Erteilung 
ist, dass ein konkretes Arbeitsplatzangebot für eine späte-
re Beschäftigung in dem anzuerkennenden (oder von der 
beantragten Berufsausübungserlaubnis erfassten) Beruf 
vorliegt und die ausländische Person ein konkretes Ar-
beitsplatzangebot für die neben der Qualifizierungsmaß-
nahme geplante Beschäftigung vorweisen kann. Bei Vor-
liegen der Voraussetzungen soll die Aufenthaltserlaubnis 
direkt für zwei Jahre erteilt werden.

4  Aufenthalt zur Anerkennung mit paralleler  
Beschäftigung im anzuerkennenden Beruf  

§ 16d Abs. 3 AufenthG erlaubt ausländischen Personen 
einen Aufenthalt zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
der ausländischen Berufsqualifikation mit bereits par-
alleler Beschäftigung im anzuerkennenden Beruf. Dies 
gilt jedoch nur für die sogenannten nicht reglementier-
ten Berufe, also die Tätigkeiten, in denen keine formale 
Anerkennung der Qualifikation zur Ausübung des Be-
rufs notwendig ist. Hierunter fallen alle Berufe, die in 
Deutschland im dualen System ausgebildet werden und 
somit insbesondere die gängigen Handwerks-, kaufmän-
nischen und landwirtschaftlichen Berufe. Voraussetzung 
für die Erteilung dieser Aufenthaltserlaubnis ist, dass 
die zuständige Stelle als Ergebnis des Anerkennungsver-
fahrens festgestellt hat, dass schwerpunktmäßig Fertig-
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in der betrieblichen 
Praxis fehlen, gleichzeitig aber die Befähigung zu einer 
vergleichbaren beruflichen Tätigkeit wie bei der entspre-
chenden inländischen Berufsausbildung gegeben ist. Bei 
dieser »teilweisen« Gleichwertigkeit ist gewährleistet, 
dass die ausländische Person eine hinreichende berufliche 
Handlungsfähigkeit besitzt. 

Es wird vorausgesetzt, dass eine abgeschlossene aus-
ländische Berufsbildung mit einer Ausbildungsdauer von 
üblicherweise mindestens zwei Jahren vorliegt. Damit ist 
sichergestellt, dass die vorhandenen beruflichen Quali-
fikationen einen ausreichenden Teil eines inländischen 
Referenzberufs abdecken, sodass die berufliche Tätigkeit 
von der ausländischen Fachkraft grundsätzlich ausgeübt 
werden kann. Weitere Voraussetzung ist, dass innerhalb 
eines Rahmens von bis zu zwei Jahren ein Ausgleich der 

16 Ebenda Nr. 16d2.0.
17 Marx, Fachkräfteeinwanderung, a. a. O. (Fn. 10), S. 104.
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festgestellten wesentlichen Unterschiede angestrebt wird. 
Hierzu ist die arbeitsvertragliche Zusicherung erforder-
lich, dass der*die Arbeitgeber*in dies ermöglichen wird.18 
Die ausländische Person muss nachweisen, dass sie über 
der Tätigkeit entsprechende deutsche Sprachkenntnisse 
verfügt. In der Regel sind dies mindestens hinreichende 
deutsche Sprachkenntnisse, die dem Niveau A2 entspre-
chen. Darüber hinaus ist ein konkretes Arbeitsplatzange-
bot erforderlich. Schließlich kann die erforderliche Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit (BA) nur erteilt 
werden, wenn die Beschäftigung nicht zu ungünstigeren 
Arbeitsbedingungen erfolgt als die Beschäftigung ver-
gleichbarer inländischer Beschäftigter. Eine Vorrangprü-
fung ist nicht erforderlich.19  

5  Aufenthaltserlaubnis im Rahmen von Vermitt-
lungsabsprachen

§ 16d Abs. 4 AufenthG ermöglicht einen Aufenthalt zur 
Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsqua-
lifikationen im Rahmen von sogenannten Vermittlungs-
absprachen zwischen der BA und der Arbeitsverwaltung 
des Herkunftslandes. Ziel dieser Regelung ist laut Geset-
zesbegründung, dass ausländische Fachkräfte an die hie-
sige Arbeitswelt herangeführt werden und zugleich durch 
weitere (Nach-) Qualifizierungen die Gleichwertigkeit mit 
dem Referenzberuf erreichen können.20 Voraussetzung 
für diese Aufenthaltserlaubnis ist, dass die ausländische 
Person über die in der Absprache festgelegten deutschen 
Sprachkenntnisse, in der Regel mindestens hinreichen-
de Kenntnisse (Niveau A 2), verfügt. Die Aufenthaltser-
laubnis wird für ein Jahr erteilt und um jeweils ein Jahr 
verlängert bis zu einer Höchstaufenthaltsdauer von drei 
Jahren. § 16d Abs. 4 S. 3 AufenthG normiert, dass die Auf-
enthaltserlaubnis zur Ausübung einer von der anzuerken-
nenden Berufsqualifikation unabhängigen Beschäftigung 
bis zu zehn Stunden je Woche berechtigt. Anders als bei 
den übrigen Absätzen des § 16d AufenthG bedarf es für 
die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 16d Abs. 4 
AufenthG vor der Einreise keines vorherigen Anerken-
nungsverfahrens. Die erforderliche Zustimmung der BA 
wird in § 2 BeschV geregelt. Um eine Evaluierung der neu 
geschaffenen Möglichkeiten des Aufenthalts im Rahmen 
von Vermittlungsabsprachen zu ermöglichen, tritt diese 
Regelung gemäß Art. 54 Abs. 2 FEG fünf Jahre nach ihrem 
Inkrafttreten außer Kraft.21 

18 BT-Drs. 19/8285, S. 92.
19 AH-FEG Nr. 16d.3.5.
20 BT-Drs. 19/8285, S. 92.
21 BT-Drs. 19/8285, S. 127.

6  Aufenthaltserlaubnis zum Ablegen von Prüfungen

§ 16d Abs. 5 AufenthG ermöglicht die Erteilung der Auf-
enthaltserlaubnis zum Zweck des Ablegens von Prüfun-
gen zur Anerkennung einer ausländischen Berufsquali-
fikation. Dafür werden deutsche Sprachkenntnisse, die 
mindestens dem Niveau A2 entsprechen, gefordert. § 16d 
Abs. 5 AufenthG verzichtet auf das erforderliche konkre-
te Arbeitsplatzangebot, welches für die Vorgängernorm 
noch erforderlich war und erweitert den Zweck auf das 
Ablegen von mehreren Prüfungen (anstatt nur einer). In 
der Norm wird keine Höchstaufenthaltsdauer genannt. 
Die Erwerbstätigkeit wird ausgeschlossen, § 16d Abs. 5 
S. 2 i. V. m Abs. 1 S. 4 AufenthG.

7  Zweckwechsel nach Ablauf der Aufenthalts-
erlaubnis

§ 16d Abs. 6 AufenthG regelt die Möglichkeit des Zweck-
wechsels nach zeitlichem Ablauf des Höchstzeitraums 
der Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1, 3 und 4. 
Es darf eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Aus- 
und Weiterbildung (§16a AufenthG), des Studiums (§ 16b 
AufenthG), der Beschäftigung als Fachkraft mit Berufsaus-
bildung (§ 18a AufenthG) oder akademischer Ausbildung 
(§ 18b AufenthG), der sonstigen Beschäftigungszwecke 
(§ 19c AufenthG) sowie in den Fällen eines gesetzlichen 
Anspruchs auf Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Nach 
Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifika-
tion bzw. der Erteilung der Berufsausübungserlaubnis 
kann einer ausländischen Person gemäß § 20 Abs. 3 Nr. 4 
AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis zur Suche nach ei-
nem Arbeitsplatz, zu dessen Ausübung ihre Qualifikation 
sie befähigt, für bis zu zwölf Monate erteilt werden.

VII  Mobilität im Studium und studien-
bezogene Praktika EU 

Die bisherige Regelung des § 16a AufenthG a. F. befin-
det sich nun in § 16c AufenthG und regelt weiterhin die 
Mobilität von Studierenden, die einen von einem ande-
ren EU-Mitgliedstaat ausgestellten Aufenthaltstitel zum 
Zweck des Studiums nach der REST-Richtlinie22 besitzen. 
Insbesondere enthält sie wesentliche Vorgaben in Bezug 
auf die Mitteilung der aufnehmenden Bildungseinrich-
tung, die an die Behörden zu richten ist, wenn ein kurz-
fristiger Aufenthalt (bis zu 360 Tage) im Rahmen eines 
Studiums stattfinden soll.23 Die Anzeigepflicht an die Aus-
länderbehörde bezüglich möglicher Änderungen gemäß 
dem früheren § 16c Abs. 3 AufenthG a. F. wurde gestri-

22 RL (EU) 2016/801, a. a. O. (Fn. 3).
23 BT-Drs. 19/8285, S. 92.

Beiträge



Asylmagazin 4 / 2020 109

chen. Gemäß § 2 Abs. 3 S. 5 AufenthG gilt der Lebensun-
terhalt für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 16c AufenthG als gesichert, wenn ein Betrag in Höhe 
des BAföG-Förderungshöchstsatzes gemäß §§ 13, 13 a 
BAföG zur Verfügung steht.24 Die ausländische Person 
ist zur Ausübung einer Beschäftigung, die insgesamt ein 
Drittel der Aufenthaltsdauer nicht überschreitet, berech-
tigt. Auch darf sie studentische Nebentätigkeiten ausüben 
(§ 16c Abs. 2 S.3 AufenthG). Selbstständige, insbesondere 
freiberufliche Tätigkeiten (z. B. IT, Übersetzungen, künst-
lerische Tätigkeiten) können erlaubt werden.25 

Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums im 
Bundesgebiet im Rahmen des Aufenthalts nach § 16c 
AufenthG wird einer ausländischen Person gemäß § 20 
Abs. 3 Nr. 3 AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis zur Su-
che nach einem Arbeitsplatz, zu dessen Ausübung ihre 
Qualifikation befähigt, erteilt. Diese Aufenthaltserlaubnis 
kann für bis zu 18 Monate erteilt werden. 

§ 16e AufenthG regelt die Erteilung einer Aufenthalts-
erlaubnis zum Zweck eines »Studienbezogenen Prakti-
kums EU«. Gemäß § 15 Nr. 1 BeschV bedarf die Ertei-
lung eines Aufenthaltstitels für ein Praktikum nach § 16e 
AufenthG keiner Zustimmung. § 16e Abs. 2 AufenthG 
normiert, dass die Aufenthaltserlaubnis für die verein-
barte Dauer des Praktikums, jedoch höchstens für sechs 
Monate zu erteilen ist.

VIII  Schulbesuch

§ 16f AufenthG regelt im Gegensatz zur Vorgängerrege-
lung § 16b AufenthG a. F. nur noch Sachverhalte, die den 
Besuch von Sprachkursen, den Besuch allgemeinbilden-
der Schulen und die Teilnahme an einem Schü ler*in nen-
aus tausch betreffen. Im Gegensatz zu der Regelung des 
§ 16b Abs. 1 AufenthG a. F., die eine Aufenthaltserlaubnis 
für den Schulbesuch nur in Ausnahmefällen zugelassen 
hat, kann nun gemäß § 16f Abs. 2 AufenthG einer auslän-
dischen Person eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des 
Schulbesuchs in der Regel ab der neunten Klassenstufe 
für »internationale« Schulen erteilt werden. Dabei muss 
die zu besuchende Schulklasse aus Schü ler*in nen ver-
schiedener Staatsangehörigkeiten zusammengesetzt sein 
und es muss sich entweder um eine öffentliche Schule mit 
internationaler Ausrichtung oder um eine Privatschule 
handeln. Mit dem FEG sollte generell mehr Schulkindern 
der Besuch deutscher Schulen ermöglicht werden.26 Dafür 
wurde die ehemalige Beschränkung auf Ausnahmefälle in 
§ 16b Abs. 1 S. 1 AufenthG a. F. gestrichen. Leider wird 
die Neuregelung in § 16f Abs. 2 AufenthG dem erklär-
ten gesetzgeberischen Ziel nicht gerecht. Die beiden nun 

24 S. o., Abschnitt IV.5.
25 Bergmann/Dienelt/Samel AufenthG § 16a Rn. 7.
26 So ausdrücklich BT-Drs. 19/8285, S. 90 und AH-FEG Nr. 16f.2.3.

explizit erfassten Schulgruppen mit internationaler Aus-
richtung (Nr. 1) bzw. überwiegend privater Finanzierung 
(Nr. 2) waren schon vor dem FEG allgemein anerkannte 
»Ausnahmefälle« nach der AVwV-AufenthG.27 

Die Neuregelung lässt mithin offensichtlich planwidri-
ge Regelungslücken offen, insbesondere in den weiteren 
bislang anerkannten »Ausnahmefällen«, etwa für Schul-
kinder aus den sogenannten »best-friends«-Staaten28 oder 
für Schulkinder mit Begabtenstipendium sowie Hochbe-
gabte, bei denen der Schulbesuch gerade die besondere 
Begabung fördern soll, weil die allgemeinbildende Schule 
hier einen besonderen Förderschwerpunkt hat.29 Diese 
Lücken sind durch eine Analogie zu § 16f Abs. 2 AufenthG 
zu schließen, wobei die Regelaltersgrenze (»ab der neun-
ten Klassenstufe«) für diese weiteren Fälle – wie nach der 
bisherigen Weisungslage – gerade nicht gelten soll.

Es wird gemäß § 16f Abs. 2 AufenthG weiterhin eine 
Zusammensetzung aus Schüler*innen verschiedener 
Staats angehörigkeiten gefordert, jedoch wird kein pro-
zentualer Höchstanteil von ausländischen Personen einer 
Staatsangehörigkeit mehr vorgegeben. Die Regelung der 
Nr. 16.5.2.3.3 AVwV, welche eine solche Vorgabe vorsieht, 
findet keine Anwendung mehr.

IX  Ausbildungsplatzsuche und Bewerbung 
um Studienplatz 

§ 17 AufenthG übernimmt die bisher in § 16 Abs. 7 S. 1 
und S. 2 AufenthG a. F. enthaltene Regelung zur Studien-
platzsuche, ergänzt diese und führt neue Möglichkeiten 
des befristeten Aufenthalts zum Zweck der Suche nach 
einem Ausbildungsplatz ein. Die Regelung zur Ausbil-
dungsplatzsuche tritt fünf Jahre nach ihrem Inkrafttreten 
außer Kraft, um eine Evaluierung des neu geschaffenen 
Aufenthaltstitels zu ermöglichen.30 

1  Ausbildungsplatzsuche 

Mit § 17 Abs. 1 AufenthG wird ausländischen Personen 
erstmals die Möglichkeit eröffnet, eine Aufenthaltserlaub-
nis zum Zweck der Suche nach einem Ausbildungsplatz 
zu beantragen. Der Zweck des Aufenthalts ist die Suche 
nach einem Ausbildungsplatz zur Durchführung einer 
qualifizierten Berufsausbildung.31 Mit der Festlegung der 
Altersgrenze (unter 25 Jahre) soll der potenzielle Bewer-
berkreis auf junge Drittstaatsangehörige begrenzt werden, 
bei denen der Schulbildungsabschluss nicht lange zurück-

27 AVwV-AufenthG, a. a. O. (Fn. 5), Nr. 16.5.2.2.3, 16.5.2.2.4.
28 Vgl. § 41 AufenthV und AVwV Nr. 16.5.2.2.1.
29 Vgl. VAB Berlin Nr. 16b.1.1, Stand 6.1.2020.
30 BT-Drs. 19/8285, S. 127.
31 Zur Definition siehe Abschnitt III.1. 
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liegt.32 Gemäß § 2 Abs. 3 S. 6 AufenthG gilt der Lebens-
unterhalt für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis als 
gesichert, wenn zu dem Betrag in Höhe des BAföG-För-
derungshöchstsatzes gemäß §§ 13, 13a BAföG zusätzlich 
ein Aufschlag um 10 % zur Verfügung steht.33 Es werden 
gute deutsche Sprachkenntnisse gefordert, welche dem 
Niveau B2 entsprechen (§ 2 Abs. 11a AufenthG). Die 
Höchstaufenthaltsdauer beträgt im Gegensatz zur Studi-
enplatzsuche sechs Monate.

2  Bewerbung um Studienplatz 

§ 17 Abs. 2 AufenthG übernimmt die bisherigen Regelun-
gen zur Studienplatzsuche und ergänzt diese um Voraus-
setzungen, die auch für einen späteren Wechsel zu einem 
Aufenthalt zum Zweck des Studiums zu erfüllen sind.

Der Zweck der Studienbewerbung liegt immer dann 
vor, wenn noch kein Studienplatz sicher zur Verfügung 
steht und auch keine studienvorbereitende Maßnahme 
besucht werden soll. Dieser Zweck liegt auch vor, wenn 
die Einreise zunächst zur Teilnahme an einem Aufnah-
me- oder Auswahlverfahren erfolgt, da auch hier der Stu-
dienplatz noch nicht sicher zur Verfügung steht.34 Gemäß 
§ 17 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AufenthG müssen die Stu dien be-
wer ber*in nen entweder bereits über die schulischen und 
sprachlichen Voraussetzungen zur Aufnahme eines Studi-
ums verfügen oder aber diese Voraussetzungen innerhalb 
von maximal neun Monaten erwerben wollen. Erforder-
lich ist daher ein Schulabschluss, der entweder unmit-
telbar zum Studium in Deutschland oder jedenfalls zum 
Besuch eines Studienkollegs befähigt. Sollen die erforder-
lichen Sprachkenntnisse erst während des Aufenthalts im 
Bundesgebiet erworben werden, ist – anders als bei einem 
Aufenthaltstitel zum studienvorbereitenden Sprachkurs 
ohne Zulassung zum Studium nach § 16b Abs. 5 S. 1 Nr. 2 
AufenthG – nicht erforderlich, dass bereits ein Platz in 
einem studienvorbereitenden Sprachkurs zur Verfügung 
steht. Vielmehr kann die Ernsthaftigkeit des Vorhabens, 
die für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse im 
Bundesgebiet zu erwerben, auch auf andere Weise glaub-
haft gemacht werden.35 Die Gesamtaufenthaltszeit beträgt 
neun Monate. Diese Aufenthaltszeit vor Aufnahme einer 
studienvorbereitenden Maßnahme wird nicht auf die 
Aufenthaltszeit der studienvorbereitenden Maßnahmen 
wie Sprachkurse, Studienkollegs oder vorbereitende Prak-
tika angerechnet.36 

32 BT-Drs. 19/8285, S. 95.
33 S. o., Abschnitt IV.5.
34 AH-FEG Nr. 17.2.1.
35 AH-FEG Nr. 17.2.1.1.
36 VAB Berlin Nr. 16.7.2. 

X  Fazit 

Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz wurde die Mi-
gration zu Arbeits- und Ausbildungszwecken an einigen 
Stellen erleichtert. Dennoch wurde die Politik der Zu- 
und Einwanderungsbegrenzung noch nicht überwunden. 
Trotz der jahrzehntelangen Abwehrpolitik leben heute 
fast 16 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland. Deutschland wurde somit zu einem Ein-
wanderungsland wider Willen.37 Auch an einigen Stellen 
des FEG macht sich ein gewisser Widerwille bemerkbar. 

Den Menschen werden Möglichkeiten eröffnet, als 
Fachkraft ausgebildet zu werden, einen Ausbildungsplatz 
zu suchen oder ihre Berufsqualifikation anerkennen zu 
lassen, gleichzeitig werden diese Möglichkeiten aber mit 
sehr hohen Hürden erschwert. In Anbetracht des enor-
men Fachkräftemangels38 sind die hohen Spracherfor-
dernisse und die Lebensunterhaltssicherungspflicht (in 
einigen Fällen ohne die Möglichkeit, durch eigene Be-
schäftigung Einkommen zu erzielen) nicht zielführend. 

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz ist in Zeiten ras-
sistisch motivierter Übergriffe und lauter werdenden For-
derungen nach Abschottung nicht nur für diejenigen, die 
zuwandern sollen, ein wichtiges Signal. Es ist auch für die-
jenigen Menschen mit Migrationshintergrund essenziell, 
die in Deutschland geboren wurden oder seit Jahrzehn-
ten in Deutschland leben und arbeiten. Sollte es versäumt 
werden, richtige Signale zu setzen, besteht nicht nur die 
Gefahr, dass der Fachkräftemangel nicht behoben wird, 
sondern dass Fachkräfte, die kurz- oder auch langfristig in 
Deutschland gelebt haben, Deutschland wieder verlassen.  

Weiterhin muss im Ausland mehr Werbung für die 
Fachkräftegewinnung gemacht werden und es müssen 
einfachere Möglichkeiten zur Erlernung der deutschen 
Sprache und berufsbezogene Vorbereitungslehrgänge 
in Drittstaaten zur Verfügung gestellt werden, um mehr 
Menschen den Zugang zu ermöglichen. Auch bleibt abzu-
warten, inwieweit das beschleunigte Fachkräfteverfahren 
tatsächlich für eine Verkürzung und Vereinfachung der 
Abläufe sorgen wird, oder ob es sich als zahnloser Tiger 
erweist, weil die beteiligten Behörden kaum Konsequen-
zen zu befürchten haben, wenn sie sich nicht an die gesetz-
lichen Vorgaben und insbesondere kürzere Fristen halten.  
Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz stellt einen Schritt in 
die richtige Richtung dar, weist aber auch erhebliches Ver-
besserungs- und Weiterentwicklungspotenzial auf. 

37 Vgl. Eichenhofer/Hörich/Pichl: »Ist Deutschland noch ein Einwande-
rungsland? ZAR 2011, S. 183 ff., (184).

38 Laut Gesetzesbegründung ist die Zahl der offenen Stellen aktuell auf 
rund 1,2 Millionen angestiegen. Der Fachkräftemangel sei bereits bei 
vielen Unternehmen, vor allem in der Gesundheits- und Pflegebran-
che, in den sogenannten MINT-Berufen (Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaft und Technik), aber auch im Handwerk spürbar 
und habe sich zu einem Risiko für die deutsche Wirtschaft entwickelt, 
BT-Drs. 19/8285 S. 1. 
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